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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 1086/01
Datum 08.12.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 R 51/04
Datum 22.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom
08.12.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch der KlÃ¤gerin gegen die Beklagte auf Leistungen wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1964 geborene KlÃ¤gerin hat den Beruf einer TextilmaschinenfÃ¼hrerin erlernt
(PrÃ¼fung 1983) und diesen bis 1991 ausgeÃ¼bt (Aufgabe der TÃ¤tigkeit wegen
Konkurs des Arbeitgebers), anschlieÃ�end arbeitete sie bis Februar 1999 als
Montiererin und seit Februar 2000 in geringfÃ¼gigem Umfange als Putzfrau.

Wegen der GesundheitsstÃ¶rung Sklerodermie (progressive systemische
Sklerodermie vom Typ I mit Raynaud und StÃ¶rungen der
SpeiserÃ¶hrenbeweglichkeit) beantragte die KlÃ¤gerin am 21.12.2000 Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Nach Beinahme eines Gutachtens des
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Allgemeinmediziners Dr.T. M. , der leichte Arbeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt vollschichtig fÃ¼r zumutbar hielt, lehnte die Beklagte den
Rentenantrag mit Bescheid vom 30.03.2001 ab. Im Vorverfahren bewilligte die
Beklagte der KlÃ¤gerin als MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation ein
stationÃ¤res Heilverfahren, das vom 06.08. bis 03.09.2001 in der Klinik H. , B. ,
durchgefÃ¼hrt wurde. Im Entlassungsbericht wurde die KlÃ¤gerin fÃ¼r fÃ¤hig
befunden, bei noch zufriedenstellender Belastbarkeit kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus vollschichtig zu verrichten, wobei zu vermeiden
seien TÃ¤tigkeiten, die Anforderungen an die GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde
stellen, hÃ¤ufiges BÃ¼cken sowie Arbeiten in kÃ¼hler Umgebung. Im Hinblick auf
diese Leistungsbeurteilung wies die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 13.12.2001).

Das Sozialgericht Bayreuth (SG) hat im anschlieÃ�enden Klageverfahren zunÃ¤chst
die Schwerbehindertenakte des AVF Bayreuth (GdB 40) sowie Befundberichte und
Ã¤rztliche Unterlagen der die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte zum Verfahren
beigezogen. Der Internist Dr.T. hat das Gutachten vom 06.05.2002 erstellt, in dem
er zu dem Ergebnis gelangt ist, dass der KlÃ¤gerin vollschichtig noch leichte
Arbeiten im Sitzen oder in wechselnder KÃ¶rperhaltung ohne Einwirkung von
NÃ¤sse und KÃ¤lte, von atemreizenden Gasen, DÃ¤mpfen oder StÃ¤uben sowie
ohne Wechselschicht zumutbar seien. In der Stellungnahme vom 24.09.2002 hat
der SachverstÃ¤ndige darauf hingewiesen, dass zwar die AuslÃ¶sung eines
Raynaud-Anfalles durch mechanische Reize mÃ¶glich sei. Insgesamt sei aber bei
der symptomatischen Form des Morbus Raynaud ein AuslÃ¶sen der AnfÃ¤lle durch
KÃ¤ltereize das wesentliche Momentum. Im Hinblick auf die vorliegenden Befunde
gebe es eine Vielzahl von TÃ¤tigkeiten, bei denen eine wesentliche dauernde
Belastung der HÃ¤nde nicht stattfinde.

Der auf Antrag der KlÃ¤gerin gehÃ¶rte Prof. Dr.H. von der Medizinischen Klinik III
mit Poliklinik E. ist im Gutachten vom 10.07.2003 zu der Beurteilung gelangt, dass
die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf dem Arbeitsmarkt erheblich reduziert und
die KlÃ¤gerin auf Grund ihrer Erkrankung in der freien Wirtschaft nicht vermittelbar
sei. Da es nach seinem Kenntnisstand kaum TÃ¤tigkeiten gebe, die nicht eine
gewisse manuelle BetÃ¤tigung benÃ¶tigten, erscheine ihm eine berufliche
TÃ¤tigkeit derzeit in einer Dauer Ã¼ber drei Stunden nicht realistisch. Bei
TÃ¤tigkeiten in geschlossenen gut klimatisierten RÃ¤umen ohne manuelle
TÃ¤tigkeit wÃ¤re vermutlich eine zeitliche Belastbarkeit von sechs Stunden
mÃ¶glich. In einer weiteren Stellungnahme (vom 06.09.2003) hat Dr.T.
demgegenÃ¼ber darauf hingewiesen, dass bisher im Fall der KlÃ¤gerin nicht
nachgewiesen sei, dass unter alltagsÃ¼blicher Belastung der HÃ¤nde eine Raynaud-
Symptomatik verstÃ¤rkt werde.

Der Leistungsbeurteilung von Dr.T. hat sich das SG angeschlossen und die Klage
â�� gerichtet auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU) â�� mit Urteil vom
08.12.2003 abgewiesen. Der Auffassung von Prof. Dr.H. sei das Gericht nicht
gefolgt, da auch nach dessen Beurteilung lediglich die manuelle Feinmotorik der
KlÃ¤gerin gestÃ¶rt sei. Es stehe auch fest, dass bei der KlÃ¤gerin die durch die
Raynaud-Symptomatik bedingten GefÃ¤Ã�krÃ¤mpfe nur durch Exposition mit
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KÃ¤lte auftreten. Dieser Einwirkung kÃ¶nne die KlÃ¤gerin aber durch das Tragen
von Handschuhen bzw. sonstigen FingerwÃ¤rmern begegnen. Eine AuslÃ¶sung der
Raynaud-Symptomatik durch mechanische Reize sei rein hypothetischer Natur. Ein
solcher Nachweis sei auch von Prof. Dr.H. nicht erbracht worden. Eine nur bei KÃ¤lte
bestehende EinschrÃ¤nkung der Feinmotorik begrÃ¼nde aber keine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung.

Gegen das ihr am 15.01.2004 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 03.02.2004
Berufung eingelegt und vorgetragen, dass auch Prof. Dr.H. in seinem Gutachten der
Auffassung sei, dass sie nicht mehr mindestens sechs Stunden tÃ¤glich eine
TÃ¤tigkeit ausÃ¼ben kÃ¶nne. Sie sei nicht in der Lage, TÃ¤tigkeiten vollschichtig
auszuÃ¼ben, da bereits bei leichtesten KÃ¤lteempfindungen diese Symptomatik
auftrete. Das stÃ¤ndige Tragen von Handschuhen sei ihr nicht zuzumuten.

Der Senat hat im vorbereitenden Verfahren die Unterlagen und Befundberichte des
Allgemeinmediziners Dr.K. und der HautÃ¤rzte Dres.B. zum Verfahren
beigenommen. Der Internist und Arbeitsmediziner Dr.M. hÃ¤lt im Gutachten vom
13.01.2005 leichte TÃ¤tigkeiten in geschlossenen, im Winter beheizten RÃ¤umen
vollschichtig fÃ¼r zumutbar. Wegen der KÃ¤lte- und allgemeinen Empfindlichkeit
der HÃ¤nde sollten keine manuellen TÃ¤tigkeiten verrichtet werden, die mit
Feuchtkontakt oder mit einer erhÃ¶hten mechanischen Belastung der HÃ¤nde
verbunden sind. Die Arbeiten kÃ¶nnten acht Stunden pro Tag verrichtet werden.
DemgegenÃ¼ber gelangt der auf Antrag der KlÃ¤gerin gehÃ¶rte Internist Dr.B.M.
im Gutachten vom 06.09.2005 zu der Auffassung, der KlÃ¤gerin seien leichte
TÃ¤tigkeiten mit einer Dauer bis zu sechs Stunden tÃ¤glich zumutbar. AuÃ�erdem
benÃ¶tige sie Pausen nach maximal zweistÃ¼ndiger BeschÃ¤ftigung, bei
TÃ¤tigkeiten, die zu einer vermehrten AusprÃ¤gung der Raynaud-Symptomatik
fÃ¼hren, nach maximal einer Stunde. Seines Erachtens biete der allgemeine
Arbeitsmarkt auf Grund der Erkrankung der KlÃ¤gerin keine BeschÃ¤ftigung, bei der
diese ohne lÃ¤nger dauernde Belastung der Finger, ohne gleichzeitige physikalische
und chemische Reizung und noch dazu mit der Notwendigkeit, die TÃ¤tigkeit im
Wechsel sitzend, stehend und gehend auszufÃ¼hren, beschÃ¤ftigt werden kÃ¶nne.
In der Stellungnahme vom 26.12.2005 hat Dr.M. darauf hingewiesen, dass sich ein
untervollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen nicht begrÃ¼nden lasse. Auch
betriebsunÃ¼bliche Pausen lieÃ�en sich nicht begrÃ¼nden.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des SG Bayreuth vom 08.12.2003 und den
Bescheid vom 30.03.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
13.12.2001 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr auf den Antrag vom
21.12.2000 Rente wegen EU, hilfsweise wegen voller Erwerbsminderung ab dem
frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt die ZurÃ¼ckweisung der Berufung.

Die Beklagte trÃ¤gt vor, das Berufungsverfahren habe keine neuen Gesichtspunkte
ergeben, die zu einer Ã�nderung der bisherigen Beurteilung fÃ¼hren kÃ¶nnten. Bei
vollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen und Verweisbarkeit auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt bestehe kein Anspruch auf Rente wegen EU noch auf Rente wegen
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Erwerbsminderung.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren neben den
Gerichtsakten der ersten und zweiten Instanz die Verwaltungsunterlagen der
Beklagten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist form- und fristgerecht eingelegt (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Das Rechtsmittel ist
jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Das SG hat im angefochtenen Urteil vom 08.12.2003 zu Recht entschieden, dass die
KlÃ¤gerin gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Rentenleistungen wegen EU hat.
Denn die KlÃ¤gerin ist nicht erwerbsunfÃ¤hig und auch nicht voll erwerbsgemindert
im Sinne des Gesetzes.

Der Anspruch auf Versichertenrente wegen EU richtet sich bei Antragstellung vor
dem 31.03.2001 (hier am 21.12.2000) nach den Vorschriften des SGB VI in der bis
zum 31.12.2000 geltenden Fassung (aF), da geltend gemacht ist, dass dieser
Anspruch bereits seit einem Zeitpunkt vor dem 01.01.2001 besteht (vgl Â§ 300 Abs
2 SGB VI). Soweit (hilfsweise) Rente wegen Erwerbsminderung fÃ¼r eine nach dem
31.12.2000 beginnende Zeit begehrt wird, sind fÃ¼r den Anspruch die Vorschriften
des SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung (nF) maÃ�gebend.

Ein solcher Anspruch steht der KlÃ¤gerin weder nach der bis 31.12.2000 geltenden
Regelung noch nach der fÃ¼r die Zeit ab 01.01.2001 nach den Â§Â§ 43, 240 SGB VI
gÃ¼ltigen Fassung zu. Nach der bis zum 31.12.2000 geltenden Fassung des Â§ 44
Abs 1 SGB VI erhalten Rente wegen EU Versicherte, die erwerbsunfÃ¤hig sind, in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der EU drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und vor Eintritt der EU die
allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben und Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt.

Diese Voraussetzungen einer Rente wegen EU erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin nicht, da die
festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen nicht so ausgeprÃ¤gt waren und sind, dass
ihr nicht noch vollschichtig zumindest leichte TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus
mÃ¶glich wÃ¤ren und weiterhin sind, zumal nach Auffassung des Senats weder eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung vorlag/vorliegt und deshalb die Arbeitsmarktlage
bei der Beurteilung der EU auÃ�er Betracht zu bleiben hat (vgl BSG â�� GroÃ�er
Senat â�� SozR 3-2600 Â§ 44 Nr 8).

Die ablehnenden Entscheidungen der Beklagten in den angefochtenen Bescheiden
vom 30.03.2001 und 13.12.2001 sowie des SG im angefochtenen Urteil vom
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08.12.2003 sind durch die AusfÃ¼hrungen des vom Senat von Amts wegen
gehÃ¶rten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.M. im Gutachten vom 13.01.2005 und
in der Stellungnahme vom 26.12.2005 nachhaltig bestÃ¤tigt worden. Danach
schrÃ¤nken die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen ihre
ErwerbsfÃ¤higkeit weder fÃ¼r sich noch in der GesamtwÃ¼rdigung in einem
rentenrechtlich erheblichen Umfange ein.

Die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ist in erster Linie eingeschrÃ¤nkt durch die
progressiv systemische Sklerodermie. Die Diagnose, die im Jahr 2000 gestellt wurde
und gesichert ist, fÃ¼hrt in erster Linie zu folgenden Beschwerden: â�� Raynaud-
Symptomatik â�� Schluckprobleme und Sodbrennen â�� Luftnot bei kÃ¶rperlichen
Belastungen und â�� allgemeine Beschwerden (Gelenk-, Muskelschmerzen, rasche
ErschÃ¶pfbarkeit, MÃ¼digkeit). Im Vordergrund der Beschwerden der KlÃ¤gerin
steht die sogenannte Raynaud-Symptomatik. Diese fÃ¼hrt zu anfallsartig
auftretenden GefÃ¤Ã�krÃ¤mpfen der BlutgefÃ¤Ã�e (meist) der Finger. Hierbei
kommt es abhÃ¤ngig vom arteriellen GefÃ¤Ã�druck und von VerÃ¤nderungen der
Blut- und Plasmazusammensetzung zu charakteristischen VerfÃ¤rbungen der
Finger, die unterschiedlich lange anhalten und fÃ¼r den Betroffenen mit mehr oder
weniger unangenehmen Missempfindungen verbunden sind. Wenngleich Raynaud-
AnfÃ¤lle auch spontan, d.h. ohne erkennbare Ursache auftreten kÃ¶nnen, wird die
weit Ã¼berwiegende Zahl der AnfÃ¤lle durch KÃ¤lte und/oder
Feuchtigkeitseinwirkung verursacht. In ganz geringem Umfang kÃ¶nnen derartige
Raynaud-AnfÃ¤lle auch durch emotionale Stresssituationen ausgelÃ¶st werden.

Ã�ber das Vorliegen dieser GesundheitsstÃ¶rung besteht zwischen den Beteiligten
kein Streit. Streit besteht darÃ¼ber, zu welchen LeistungseinschrÃ¤nkungen diese
Krankheit bei der KlÃ¤gerin fÃ¼hrt. Insoweit folgt der Senat den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen der von Amts wegen im Klage- und Berufungsverfahren gehÃ¶rten
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.T. und Dr.M. in den Gutachten vom 06.05.2002
und 13.01.2005, wonach der KlÃ¤gerin noch vollschichtig bei Beachtung
bestimmter FunktionseinschrÃ¤nkungen leichte Arbeiten zumutbar sind. Dabei ist
sich der Senat im Klaren darÃ¼ber, dass die progressive systemische Sklerodermie
durchaus auch frÃ¼hzeitige Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit hervorrufen kann.
Die Sklerodermie ist eine entzÃ¼ndliche Systemerkrankung des Bindegewebes mit
Fibrose und Induration der Haut. Bei der systemisch verlaufenden Form ist auch mit
dem Befall unterschiedlicher Gelenke und verschiedener innerer Organe,
insbesondere von Ã�sophagus, Lunge, Herz, Niere u.a. zu rechnen. Die
GefÃ¤Ã�beteiligung (Raynaud-Syndrom) fÃ¼hrt zu Nekrosen der Akren, die
IschÃ¤mie ist von der KÃ¤lteeinwirkung verstÃ¤rkt. Die Ã�sophagusdysfunktion ist
durch verminderte KontraktionsfÃ¤higkeit hÃ¤ufig das erste Symptom einer
visceralen Manifestation. Tiefere Abschnitte des befallen Gastrointestinaltraktes
kÃ¶nnen auch zu abdominellen Koliken, Darmblutungen, DurchfÃ¤llen,
Obstipationen bis zum Ileus fÃ¼hren. Starker Gewichtsverlust und FettstÃ¼hle sind
dann die Folge. Schwere BeeintrÃ¤chtigung durch FunktionsstÃ¶rung der HÃ¤nde,
sowohl der Feinmotorik als auch der groben Kraft, sind im Allgemeinen zu erwarten.
Im Ã�brigen wird das LeistungsvermÃ¶gen durch das AusmaÃ� des Befalls innerer
Organe bestimmt.
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Somit fÃ¼hrt allein die Diagnose der Sklerodermie noch nicht zum Leistungsfall der
EU. Es kommt vielmehr auf die FunktionseinschrÃ¤nkungen an, die â�� im
Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung â�� durch die bei der KlÃ¤gerin
vorliegenden gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen bedingt werden. Nach den
AusfÃ¼hrungen von Dr.T. und Dr.M. ist die KlÃ¤gerin aber noch vollschichtig fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten einsetzbar. FÃ¼r den Senat steht nÃ¤mlich fest, dass
abgesehen von der KÃ¤lte- und Feuchtigkeitsempfindlichkeit nach den von den
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen erhobenen Befunden und
Untersuchungsergebnissen eine weitgehend normale GebrauchsfÃ¤higkeit der
HÃ¤nde vorliegt. Vermieden werden sollten von der KlÃ¤gerin deshalb TÃ¤tigkeiten
in kalt-feuchter Umgebung und solche mit erhÃ¶hter mechanischer Belastung der
Finger (einschl. Vibrationsbelastungen) und Verletzungsgefahren sowie mit der
Notwendigkeit hÃ¤ufigen HÃ¤ndewaschens (Schmutzarbeit). Bei Beachtung dieser
VorsichtsmaÃ�nahmen sind nÃ¤mlich eine Raynaud-Symptomatik und die
DurchblutungsstÃ¶rungen der Finger bei der AusÃ¼bung einer beruflichen
TÃ¤tigkeit nicht zu befÃ¼rchten. Weiter sind zu vermeiden TÃ¤tigkeiten mit
besonderem Zeit- und Verantwortungsdruck, aber auch Nachtarbeit, da bei solchen
TÃ¤tigkeiten mit dem Auftreten einer Raynaud-Symptomatik gerechnet werden
kann.

Im Anschluss an die Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.M. ist auch der Senat der Auffassung, dass Ã¼ber die
genannten EinschrÃ¤nkungen hinausgehende Restriktionen bezÃ¼glich der
Hand-/Fingerproblematik bei der KlÃ¤gerin nicht begrÃ¼ndet sind. Denn die
KlÃ¤gerin ist nicht daran gehindert, auch bei der Arbeit Handschuhe zu verwenden,
wie sie bisher bei Feucht- und Schmutzarbeiten in Haus und Garten bereits
praktiziert. UnabhÃ¤ngig davon besteht die MÃ¶glichkeit, auch bei anderen
manuellen TÃ¤tigkeiten, die nicht mit einer NÃ¤sse- oder Schmutzbelastung der
Haut einhergehen, Handschuhe zu tragen wie es auch hautempfindliche Personen
im privaten und beruflichen Bereich tun. Im Fall der KlÃ¤gerin stehen dÃ¼nne
Baumwollhandschuhe zur VerfÃ¼gung, die die Verrichtung manueller Arbeiten
kaum behindern, auch nicht z.B. die Arbeit mit einem PC, falls die BerÃ¼hrung der
Tasten von der KlÃ¤gerin als zu kalt empfunden wird.

Bei ausreichendem Schutz gegen KÃ¤lte und NÃ¤sse steht auch nicht zu
befÃ¼rchten, dass sich durch die Verrichtung einer beruflichen TÃ¤tigkeit die
VerÃ¤nderungen an den HÃ¤nden ohne die Einhaltung von stÃ¼ndlichen oder
zweistÃ¼ndigen Pausen verschlechtern. Vielmehr geht auch der Senat davon aus,
dass die Einhaltung von betriebsunÃ¼blichen Pausen vorliegend nicht erforderlich
ist. Insoweit vermag sich der Senat der Beurteilung des auf Antrag der KlÃ¤gerin
gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen Dr.B.M. im Gutachten vom 06.09.2005 nicht
anzuschlieÃ�en. Dieser hÃ¤lt â�� bei einem untervollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen â�� Pausen spÃ¤testens nach zwei Stunden fÃ¼r erforderlich.
Diese Auffassung begrÃ¼ndet er damit, dass die KlÃ¤gerin nach dem Ergebnis
eines Schreibtestes am PC nur eine "extrem kurze Zeit" und nur unter erheblichen
Schmerzen dazu in der Lage gewesen sei. Dem stehen aber die Beobachtungen von
Dr.T. und Dr.M. anlÃ¤sslich ihrer Befunderhebung entgegen. Sie widersprechen
auch dem Auftreten bzw. der AuslÃ¶sung wesentlicher Schmerzen bei normalem
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Gebrauch der HÃ¤nde und Finger. Im Ã�brigen geht die Auffassung von Dr.B.M.
fehl, dass bei einer beruflichen TÃ¤tigkeit normalerweise oder Ã¼berwiegend
einseitige und stÃ¤ndig wiederkehrende Belastungen anfallen. Denn auch bei einer
TÃ¤tigkeit im BÃ¼ro ist eine Dauerbelastung einer Computer-Tastatur kaum noch
Ã¼blich, zumindest nicht zwangslÃ¤ufig. Zu Recht hat Dr.M. darauf hingewiesen,
dass auch im Brief der Dermatologischen UniversitÃ¤tsklinik E. im Arztbrief vom
12.03.2001 Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt der KlÃ¤gerin vom 26.02. bis
07.03.2001 von Prof. Dr.S./Dr.S. leichte manuelle TÃ¤tigkeiten fÃ¼r zumutbar
gehalten wurden; zu vermeiden sei lediglich eine mechanische
Ã�berbeanspruchung der HÃ¤nde sowie KÃ¤lteeinfluss. Krankengymnastische
Ã�bungen wurden empfohlen. Dass bei einer solchen zumutbaren TÃ¤tigkeit
stÃ¼ndliche Pausen eingehalten werden mÃ¼ssten, hat der leitende Oberarzt Prof.
Dr.H. in der privaten BestÃ¤tigung vom 26.06.2002 lediglich gegenÃ¼ber dem
BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin mitgeteilt. Dazu hat der Ã¤rztliche
SachverstÃ¤ndige Dr.M. ausgefÃ¼hrt, dass in Anbetracht der von ihm erhobenen
Befunde eine Ã�nderung im Krankheitsbild der KlÃ¤gerin bisher nicht eingetreten
ist.

Auch die Ã¼brigen bei der KlÃ¤gerin betehenden GesundheitsstÃ¶rungen haben
noch nicht zum Eintritt des Leistungsfalles der EU gefÃ¼hrt. So bedingt die axiale
Gleithernie eine gewisse Disziplin bei der Nahrungsaufnahme und bei Sodbrennen
die Einnahme eines Medikamentes. Wesentliche RÃ¼ckwirkungen auf den
ErnÃ¤hrungszustand der KlÃ¤gerin sind bisher nicht aufgetreten. Die im Mai 2004
festgestellte Glykogenakanthose des Magens ist ohne Krankheitswert. Auch die bei
der KlÃ¤gerin bekannte belastungsabhÃ¤ngige Luftnot schrÃ¤nkt ihre
ErwerbsfÃ¤higkeit nicht in einem rentenrechtlich erheblichen MaÃ�e ein. Eine
computertomographische Untersuchung der Brustorgane im November 2004 zeigte
eine "allenfals diskrete fibrotische VerÃ¤nderung linksbasal". Eine ebenfalls im
November 2004 durchgefÃ¼hrte ergometrische Belastungsuntersuchung ergab
eine Belastbarkeit bis 125 Watt. Mithin ist davon auszugehen, dass bei der
KlÃ¤gerin eine nur sehr leichtgradig ausgeprÃ¤gte Bindegewebsvermehrung
(Fibrose) der Lunge besteht und die daraus resultierende EinschrÃ¤nkung des
Gasaustausches in der Lunge im mittelschwergradigen Bereich liegt, somit also die
Verrichtung einer kÃ¶rperlich leichten TÃ¤tigkeit durchaus zulÃ¤sst. Vorsorglich
sind TÃ¤tigkeiten mit Exposition gegenÃ¼ber bronchialreizenden StÃ¤uben und
Stoffen zu meiden. Den von der KlÃ¤gerin vorgebrachten allgemeinen Beschwerden
wird durch die BeschrÃ¤nkung auf kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten ausreichend
Rechnung getragen. Die von ihr vorgebrachte Heiserkeit, die im Ã�brigen von den
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen nicht bestÃ¤tigt wurde, fÃ¼hrt zu keinen
sozialmedizinischen Konsequenzen. Das Gleiche gilt fÃ¼r die bei ihr bestehenden
SchwindelzustÃ¤nde. Diese treten nach Aussagen der KlÃ¤gerin gelegentlich auf; zu
Komplikationen ist es bisher nicht gekommen, gestÃ¼rzt ist die KlÃ¤gerin im
Zusammenhang mit diesen SchwindelzustÃ¤nden bisher nicht. Die Verrichtung
einer kÃ¶rperlich leichten TÃ¤tigkeit wird hierdurch nicht beeintrÃ¤chtigt.

Insgesamt ergibt sich daraus ein negatives LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
dahingehend, dass TÃ¤tigkeiten nicht zugemutet werden kÃ¶nnen, die in
kÃ¶rperlicher Hinsicht als schwer und mittelschwer zu beurteilen sind.
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DarÃ¼berhinaus sollten Arbeiten gemieden werden, die die Haut der HÃ¤nde und
die HÃ¤nde selbst in besonderer Weise belasten (KÃ¤lte und Feuchtigkeit). Solche
kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten kann die KlÃ¤gerin auch noch vollschichtig, d.h.
etwa acht Stunden tÃ¤glich verrichten.

Den Leistungsbeurteilungen der auf Antrag der KlÃ¤gerin gehÃ¶rten Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr.H. im Gutachten vom 10.07.2003 und des Dr.B.M. im
Gutachten vom 06.09.2005 vermag sich der Senat nicht anzuschlieÃ�en. Die
AusfÃ¼hrungen des Ersteren hierzu sind im Ã�brigen widersprÃ¼chlich, nachdem
er einerseits eine sechsstÃ¼ndige leichte TÃ¤tigkeit fÃ¼r zumutbar, andererseits
jede Art von manueller TÃ¤tigkeit fÃ¼r unzumutbar hÃ¤lt ("ohne Gebrauch der
HÃ¤nde"). Insoweit hat Dr.M. zu Recht darauf hingewiesen, dass die von Prof. Dr.H.
fÃ¼r notwendig erachteten beruflichen EinschrÃ¤nkungen auch mit der derzeitigen
auÃ�erberuflichen Lebenswirklichkeit der KlÃ¤gerin nicht in Ã�bereinstimmung
steht. Diese hat im Ã�brigen mitgeteilt, dass sie einen neun- und einen
dreimonatigen Computerkurs absolviert hat mit dem Ziel, anschlieÃ�end eine
entsprechende TÃ¤tigkeit zu finden. Dass der Senat im Gegensatz zu dem
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.B.M. ein Absinken der LeistungsfÃ¤higkeit in den
untervollschichtigen Bereich nicht annimmt, ist bereits ausgefÃ¼hrt. Ein solches
untervollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen steht im Ã�brigen auch im Widerspruch
zu der Auffassung der Dermatologischen Klinik E â�¦ AuszuschlieÃ�en ist bisher
lediglich eine Ã�berbeanspruchung der HÃ¤nde und eine Exposition gegenÃ¼ber
KÃ¤lte- und NÃ¤sseeinwirkung. Diese EinschÃ¤tzung ist auch heute noch
zutreffend. Aus diesen GrÃ¼nden ist weder eine BeschrÃ¤nkung der tÃ¤glichen
Arbeitszeit erforderlich noch die Einhaltung betriebsunÃ¼blicher Pausen. Der Weg
zur Arbeitsstelle ist nicht in einem rentenerheblichen MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt. Somit
besteht bei der KlÃ¤gerin grundsÃ¤tzlich EinsatzfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes.

Nach den AusfÃ¼hrungen von Dr.T. und Dr.M. gibt es auch eine Vielzahl von
TÃ¤tigkeiten, bei denen eine wesentliche dauernde Belastung der HÃ¤nde nicht
stattfindet und bei denen auch die bisher getroffenen qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen kein Hindernis wÃ¤ren und die der KlÃ¤gerin somit
zumutbar sind. Nachdem die KlÃ¤gerin in der Lage ist, leichte manuelle
TÃ¤tigkeiten zu verrichten, die das normale MaÃ� nicht Ã¼berschreiten und die
nicht mit einem Ã¼bermÃ¤Ã�igen Kraftaufwand der HÃ¤nde verbunden sind, ist der
KlÃ¤gerin auch eine Bedienung einer PC-Tastatur im Rahmen einer TÃ¤tigkeit als
Call-Center-Mitarbeiterin oder als Telefonistin zumutbar, auÃ�erdem die TÃ¤tigkeit
in einem Informationsraum in Wirtschaft und BehÃ¶rden. Diese TÃ¤tigkeiten
beanspruchen die Handfunktion kaum. Sie kÃ¶nnen â�� von EinzelfÃ¤llen
abgesehen â�� im Regelfall auch zugfrei ausgeÃ¼bt werden.

Nach alledem liegen bei der KlÃ¤gerin die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die
Annahme von EU noch nicht vor. Auf Grund ihres vollschichtigen
EinsatzvermÃ¶gens erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin auch nicht die Voraussetzungen des
durch Artikel 1 Nr 19 des Rentenreformgesetzes 1999 neu gefassten und durch
Artikel 1 Nr 10 des Gesetzes zur Reform der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20.12.2000 â�� BGBl I 1827 â�� geÃ¤nderten, am
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01.01.2001 in Kraft getretenen Â§ 43 SGB VI. Nach dessen Abs 1 hat bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung, wer (neben weiteren Leistungsvoraussetzungen) wegen
Krankheit oder Behinderung auÃ�erstande ist, unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
zu sein. Eine solche quantitative EinschrÃ¤nkung der Arbeitszeit liegt jedoch â��
wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� bei der KlÃ¤gerin nicht vor.

Die Kostenentscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 193 SGG beruht auf der ErwÃ¤gung, dass
auch die Berufung der KlÃ¤gerin erfolglos blieb.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht gegeben (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 25.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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